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Obwalden/NidwaldenDonnerstag, 24. September 2020

Grossanlässesindbaldwiedermöglich
Nidwalden definiert das Vorgehen bei Grossveranstaltungen vonmehr als 1000Personen.

Anlässemitmehr als 1000Per-
sonen sind ab Oktober wieder
erlaubt. Es gelten jedoch stren-
ge Schutzauflagen, Grossanläs-
se müssen über eine behördli-
che Bewilligung verfügen. Die
Kriterien dafür seien vom Bun-
desrat zusammenmit den Kan-
tonenerarbeitetworden,wiedie
Nidwaldner Gesundheits- und
Sozialdirektion ineinemSchrei-
ben an dieMedien festhält.

In der bundesrätlichen Ver-
ordnung sind die Anforderun-
gen an das Schutzkonzept für
Grossveranstaltungen festge-
halten.DemnachkönnenAnläs-
se ab 1000 Personen bewilligt
werden,wenndieepidemiologi-
scheLage imKantondieDurch-
führungerlaubt, derKantondie

Kapazitäten für das Con-
tact-Tracinggewährleistenkann
oder wenn für den Zuschauer-
bereich eine Sitzpflicht gilt.
Stehplätze sind nur in Ausnah-
mefällen für bestimmte Zu-
schauerbereiche im Freien vor-
gesehen.ZudemmüssederGe-
suchsteller ein Schutzkonzept
vorlegen, das auf einer Risiko-
analyse beruht.

Gesuchsformular
möglichst früheinreichen
DerKantonhat auf seinerWeb-
site ein Gesuchsformular und
Merkblatt für Grossveranstal-
tungenpubliziert. «DasFormu-
lar ist zwingend auszufüllen»,
hält die zuständigeSachbearbei-
terin im Gesundheitsamt, Da-

niela Feierabend, fest. Für An-
lässe mit mehr als 1000 Besu-
chern zwischen 1. Oktober und
8.November 2020gilt einekür-
zere Frist für die Eingabe von
Gesuchen, anschliessend sind
diesemindestens sechsWochen
vorder geplantenVeranstaltung
einzureichen.

Werwiederholt Grossanläs-
seder gleichenArtdurchführen
will, kann diese in einem einzi-
genGesuch beantragen. «Es ist
uns bewusst, dass die Auflagen
für Grossveranstalter einen be-
trächtlichenZusatzaufwandbe-
deuten. Aber nur so haben wir
Gewissheit, dass alles unter-
nommen wird, die Gesundheit
der Besucher bestmöglich zu
schützen», erklärt Feierabend.

Der Kanton könne eine erteilte
Bewilligung widerrufen, wenn
sich die epidemiologische Lage
verschlechtert, dasContact-Tra-
cingnicht gewährleistetwerden
kannoderdieMassnahmenaus
demSchutzkonzeptnicht einge-
haltenwerden.Weder bei einer
Nichterteilung noch beiWider-
ruf einer Bewilligung besteht
Anspruch auf Entschädigung
durchdieöffentlicheHand.Bis-
lang seien noch keine Gesuche
für diesenHerbst eingegangen,
so Feierabend.

NinoGisler

Hinweis
Weitere Infos finden Sie unter
www.nw.ch/coronavirus.

Dieses Bild entstand noch vor Corona: Die Teffly-Rally lockt jeweils viele Zuschauer an. Bild: Sepp Odermatt (Ennetmoos, 17. August 2019)

WegfürVelospur ist frei
Die Regierung kann denRadweg zwischen Büren undOberdorf planen.

Martin Uebelhart

Schonseit Jahren istderRadweg
zwischen Wil/Oberdorf und
Dallenwil und insbesondere
dessen Linienführung immer
wieder ein Thema. Nun hatten
Armin Odermatt (SVP, Büren),
IrenOdermatt (FDP,Dallenwil)
und Otmar Odermatt (CVP,
Wolfenschiessen) in einemPos-
tulat vom Regierungsrat eine
Auslegeordnung verlangt.

Herausgekommen ist eine
Variante «Radweg mit Grün-
streifen» über rund 1700Meter
entlang der Hauptstrasse von
Wil bis zum Kreisel Büren. Ar-
min Odermatt hielt gestern in
derLandratssitzung imTheater-
saal des Stanser Kollegis fest,
dass zur Erarbeitung der regie-
rungsrätlichen Antwort unter
anderem der Langsamverkehr
gezählt worden sei. Er und wei-
tere Votanten fragten sich, ob
diese Zählung, die weitgehend
während des Lockdowns statt-
gefundenhabe, repräsentativge-

wesen sei. «Schliesslich geht es
um das Verhalten der Berufs-
pendler.»

Odermatt machte keinen
Hehl daraus, dass die Idee der
Postulanten die Verhinderung
des Radwegs entlang der Stras-
se und die Realisierung eines
Velowegs auf dem Damm des
Aawassers gewesen sei. «Diver-
seAbklärungen bei Kanton und
Bundhaben gezeigt, dass es nie
eine Baubewilligung für den
Ausbau des Dammwegs geben
würde», soArminOdermatt. Er
habe jedochbesorgteRückmel-
dungen erhalten, dass dieser
auch nach demBau desKombi-
wegs neben der Strasse für die
SchülerunddenFreizeitverkehr
offen bleiben soll.

RenéWallimann (CVP,Dal-
lenwil) sagte als Sprecher der
Kommission für Bau, Planung,
Landwirtschaft und Umwelt
(BUL), derWegauf demDamm
sei unter anderem daran ge-
scheitert, dass in einer Gewäs-
serzonekeinebefestigtenWege

möglich seien. Und auch die
Kosten wären zu hoch. Eigent-
lich solltemandieNormenund
Vorschriften von Strassen- und
Verkehrsräumen und Gewäs-
serräumenhinterfragen, befand
er. «Sind wir diesen wirklich
ausgeliefert?» Die BUL teile
mehrheitlich die Meinung der
Regierung, dass ein 2,5 Meter
breiter Rad- und Gehweg, der
mit einem 50 Zentimeter brei-
ten Grünstreifen von der Stras-
se abgetrennt wird, die Bestva-
riante darstelle.

Achse fürLangsamverkehr
wirdvervollständigt
Iren Odermatt sagte die Unter-
stützung der FDP zu. Ein Rad-
weg entlang der Hauptstrasse
würdewohl vor allem von Velo-
fahrernanstelledesTrottoirs für
denArbeitsweggenutzt. FürOt-
marOdermattwarwichtig, dass
der Kulturlandverlust im Rah-
men bleibt. Seine Fraktion be-
grüsse es, dass das Teilstück
endlich abgeschlossen werden

könne. Ilona Cortese (Grüne,
Hergiswil) lobte namens der
Grünen/SP-Fraktion das Resul-
tat. Immer mehr Leute würden
aufsVeloumsteigen,guteundsi-
chere Radwege seien dringend
notwendig.

Baudirektor Josef Nieder-
berger sagte, mit dem Projekt
werde die Achse für den Lang-
samverkehr vervollständigt.
Verschiedene Nutzungsbedürf-
nisse würden optimal abge-
deckt. Der Damm werde für
einen Teil des Freizeitverkehrs
nach wie vor attraktiv bleiben
undwerde dort auch geduldet.

Mit 58 zu0Stimmenerteilte
der Landrat gestern der Regie-
rung den Auftrag, ein Generel-
lesProjekt auszuarbeiten.Es soll
öffentlich aufgelegt und bis
Ende 2021 dem Parlament zur
Genehmigungunterbreitetwer-
den.Mit 56zu2Stimmenunter-
stützederRatdenAuftragandie
Baudirektion, dafür 100000
Franken insBudget fürdaskom-
mende Jahr einzustellen.

Und sonst
Gesetz über die
Tourismusförderung

Der Landrat hat in zweiter Le-
sungeineÄnderungdesTouris-
musförderungsgesetzes ein-
stimmig genehmigt. Aufgrund
der Auswirkungen der Corona-
pandemiewirdderKantonsbei-
trag für die kommenden zwei
JahreaufdemMaximumfixiert.

Anpassungenbei
Prämienverbilligung

Ebenfalls in zweiter Lesung hat
dasParlamentAnpassungenbei
der Prämienverbilligung mit 57
zu0Stimmengutgeheissen.Bei
den Prämienverbilligungen für
Kinder wird die Einkommens-
obergrenze gesenkt. Dadurch
haben weniger Familien An-
spruchaufeineVerbilligung,das
Geld soll zuGunsten vonEltern
mit tieferenEinkommenumver-
teilt werden. Zudem wird der
Selbstbehalt auf maximal elf
Prozent festgelegt.

Änderungenbei der
Pflegefinanzierung

InersterLesunghatderLandrat
AnpassungenbeimKrankenver-
sicherungsgesetz imBereichder
Pflegefinanzierung behandelt.
Fürdie stationärePflege soll für
die Heime künftig eine Misch-
taxe anstelle der Normtaxe zur
Anwendung kommen. Die Fi-
nanzierung von Mitteln und
Gegenständen soll über Einzel-
vergütungen geschehen.

Kenntnisnahmen
vonBerichten

Der Rat hat von drei Berichten
der interparlamentarischenGe-
schäftsprüfungskommissionen
Kenntnis genommen. Präsen-
tiert wurden die Geschäftsbe-
richte 2019 des Verkehrssicher-
heitszentrums Obwalden und
Nidwalden, des Informatik-
dienstleistungszentrumsObwal-
den und Nidwalden sowie der
Interkantonalen Polizeischule
Hitzkirch.

Jetztwirdweniger
oft abgestimmt
Landrat Gesetzewerden imPar-
lament in zwei Lesungen bera-
ten.Bis jetztherrschte inNidwal-
den die Praxis, auch nach der
erstenLesungeineAbstimmung
durchzuführenundvorderzwei-
tenLesungnocheinmalüberdas
Eintreten auf die Vorlage zu be-
schliessen – alsodarüber, obdas
vorliegendeGeschäftüberhaupt
beratenwerden soll.

DiesesVorgehenhabe aller-
dings keine gesetzliche Grund-
lage,wieLandratssekretärEma-
nuel Brügger den Parlamenta-
rierinnen und Parlamentariern
in einer Beurteilung aufzeigte.
So seien etwa die Rechtsfolgen
unklar, wenn in der ersten Ab-
stimmung eine Ablehnung re-
sultiere. Auch das Eintreten auf
die zweite Lesung sei nicht vor-
gesehen, da das Parlament be-
reits zuvor über das Eintreten
und damit den Handlungsbe-
darf beschlossen habe.

LandratspräsidentinTherese
Rotzer (CVP,Ennetbürgen)hielt
gestern fest, dass siekünftigkei-
neAbstimmungnachder ersten
LesungundkeinEintretenzuBe-
ginn der zweiten Lesung mehr
durchführenwerde. (mu)

Nachhaltige
Projekte fördern
Fiskalpolitik Ineiner Interpella-
tionhatteAlexanderHuser (Grü-
ne,Ennetbürgen)derRegierung
Fragen zu fiskalpolitischen
MassnahmeninderCoronakrise
gestellt. Für diese gebe es zwei
Hebel, hielt er gestern fest; die
SteuernunddieStaatsausgaben.
Während hinter die von der Re-
gierungalsfiskalpolitischeMass-
nahmebezeichnete angestrebte
Senkung der Unternehmens-
steuerneinFragezeichenzu set-
zensei, begrüsseseineFraktion,
wennnachhaltigekantonalePro-
jekte forciert würden. Dazu ge-
höre die Förderung von Gebäu-
desanierungen. Es zeige sich,
dassproFörderfrankenzehnmal
höhere Investitionen getätigt
würden.Zudemwerdedabeivor
allem das lokale Gewerbe be-
rücksichtigt, soHuser.

Seit der Beratung des Vor-
stosses habe man zusätzliche
Daten zur Verfügung, sagte
Volkswirtschaftsdirektor Oth-
mar Filliger. So zeige sich, dass
dieCoronapandemieeineWirt-
schaftskrise ausgelöst habe, die
ihresgleichen suche. «Mittler-
weile wissen wir, dass wir die
Talsohledurchschrittenhaben.»
Die Indikatoren zeigten, dass es
in eine gute Richtung gehe.

Solange dieses Erholungs-
szenario vorherrsche, sollte sich
derStaatmöglicht zurückhalten
und sei gut beraten, bei den Er-
folgsfaktoren nichts zu verän-
dern.Dazugehörten inNidwal-
den lautFilliger auch«tiefemo-
derate Steuern». (mu)

Auftragwird
knapperfüllt
Logopädie Dieschulisch-thera-
peutisch tätigen Fachpersonen
inderLogopädieundPsychomo-
torik werden auf den 1. August
2021 von der Lehrpersonalver-
ordnung in die Personalverord-
nungfürVerwaltungsangestellte
überführt. Dazu hat Erika Liem
Gander (Grüne,Beckenried)den
Regierungsrat unter anderem
gefragt, ob er diese Anstellung
als genügend flexibel erachte,
um den Arbeitsfeldern des
therapeutischen Schuldienstes
gerecht zu werden. Bildungsdi-
rektor Res Schmid sagte in der
Antwort auf das Einfache Aus-
kunftsbegehren, dass mit der
Einbindung in die Personalver-
ordnungauchderBeschriebdes
beruflichenAuftragsaufgenom-
men werde. Schwankungen in
derWochenarbeitszeit könnten
imRahmendesBandbreitenmo-
dellsunddergleitendenArbeits-
zeit problemlos aufgefangen
werden.

Die Entwicklung werde von
seiner Direktion seit längerem
beobachtet, sagteSchmidaufdie
Frage nach Massnahmen auf-
grund des ausgetrockneten
Arbeitsmarkts in diesem Be-
reich.MitdenvorhandenenRes-
sourcen lasse sich der gesetz-
liche Auftrag derzeit knapp er-
füllen. Kurzfristig könne auf
Engpässe mit dem Einsatz von
Pensionierten und privaten Lo-
gopädinnensowiehöherenPen-
sen reagiert werden. An der Pä-
dagogischenHochschuleLuzern
gebe es Bestrebungen, einen
Ausbildungslehrgang inderZen-
tralschweiz aufzubauen. (mu)


